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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

01.09.2022 

Geschäftszahl 

Ra 2022/09/0038 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2018/03/0021 E 19. Juni 2018 RS 3 (hier ohne den ersten Satz) 

Stammrechtssatz 

Nach § 37 AVG ist es der Zweck des Ermittlungsverfahrens, den für die Erledigung einer 
Verwaltungssache maßgebenden Sachverhalt festzustellen und den Parteien Gelegenheit zur 
Geltendmachung ihrer Rechte und rechtlichen Interessen zu geben (vgl. etwa VwGH 23.11.2017, Ra 
2016/11/0160; 27.2.2014, 2013/12/0218). Nach § 39 Abs. 2 erster Satz AVG hat die Behörde dabei 
(soweit die Verwaltungsvorschriften nichts anderes anordnen) von Amts wegen vorzugehen und unter 
Beobachtung der weiteren einschlägigen Vorschriften des AVG den Gang des Ermittlungsverfahrens zu 
bestimmen. Der dort normierte Grundsatz der Amtswegigkeit beherrscht das Ermittlungsverfahren. Die 
Behörde hat danach von sich aus den vollständigen und wahren entscheidungsrelevanten Sachverhalt 
durch Aufnahme aller nötigen Beweise festzustellen, ohne in tatsächlicher Hinsicht an das 
Parteienvorbringen gebunden zu sein (vgl. etwa VwGH 23.5.2012, 2009/22/0328). 
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